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Der R e f e r e u t bemerkt, daß der Zweck dieser Verordnung dahin gehe, alles das zu ver¬
bieten, was die Fischerei l'eeiuträchligcu tonne, und er glaube nicht, daß es sich empfehle, einseilig,
wie dies der Antrag wolle, eine Auöualmie zu statuireu.

Der Marsch all bringt den Autrag des Abgeordneten Freiherr» v. Schell zur Abstim-
mnug und wird derselbe abgelehnt.

liegen die redaetionclle Aendermig findet sich nichto ;n erinnern.
Demnächst wird die Resolution zur Abstimmung gebracht uud wird dieselbe angenommen.
Hierauf bringt der Marsch all den Antrag des Ausschusses im ^au^e» ;ur Abstimmung.
Der Autrag wird angenommen.
Referat des III. Ausschusses, betreffend Antrag Nemnnnalimi <iir

Remuueratio» der Veamten der Rheinischen Rcgiernngs-Hanptkassen für Milwirlnng bei den Wahrnehmungder
t, „„ .. „., , ,,, , , ^ ^, ^ , , „, itassenqeschalteder
Üas,enge,chastcn der Provmzial-Fener.Soc.ctat. ^^ ^^ ^^,^^

R'escrent Abgeordneter L ambcrt s. ^, ^^ samten der
Der ProvinzialVerwaltnngsrath beantragt: Der Landtag wolle beschließen, daß in dem Regierungs-Haupt-

Falle die hohe Staatsregicrung dabei beharre, die im Titel V des Etats der Provin;ial Fener- lassen.
Societät pro 1874 — 1876 für Remuneration der Regiernngs Haupttasseu-Veamteu bewilligten
7N0 Thlr. oder ^li!N Mark, nicht an diese Beanitcn fernerhin vertheilen, fondern zur Staats-
lasse vereinnahmen zu wollen, diefer Betrag überhaupt nicht gezahlt, fonderu als crfpart ver«
rechnet werde.

Der Marfchall eröffnet über diesen Antrag die Discussiou und schließt dieselbe, da sich
Niemand znm Wort meldet.

Hierauf wird der Antrag des Ausschussesresp, des Verwaltnngsraths zur Abstiunnung gebracht.
Der Autrag wird einstimmig genehmigt.
Der Marschall erklärt die Tagesordnung für erschöpft, schließt die Sitzung nnd beraumt

die nächste auf Mittwoch 10 Uhr an.
(Schluß der Sitzuug 1 Uhr.)

Wilhelm Fürst zu Wied,
Landtags-Marschall.

Neunte Sitzung.
Verhandelt in der Aulll der Realschule zn Düsseldorfam 15. September1875.

Der Marsch all eröffnet die Sitzuug um 10 Uhr.
Das Protokoll der 8. Sitzuug wird verlesen und genehmigt.
Als Protokollführer für die heutige Sitzuug fuugirt der Abgeordnete Eourth
Der Marfchall macht vor Eintritt in die Tagesordnung folgende Mittheilungen:
Von Seite» des Düsfcldorfer ilünstlervereius ist eine Emladimg für die Mitglied

Landtages zum Besuche des Malkastens rmgegangen. Es wird von Seiten der Verwaltung be

OeMftlicde
>der des Mittheilungen.
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dnnerl, daß diese Einladung durch die Abwesenheitder Vorslandsinilglieder sich bis jetzt ver¬
zögert habe.

Von dem Königlichen Landtagseommissarist die Mittheilung eingegangen, daß der einbe¬
rufene Stellvertreter für den WahlbezirkMoutjoieEupeu, Herr Ewald Jausen, seine Verhinderung
angezeigthat, au der Session Theil zu nehmen, und daß ein weiterer Stellvertreter nicht mehr
vorhanden ist.

Es wird in die Tagesordnung eingetreten.
Uebernahme ecv Referat des IV. Ausschusses, betreffenddas AllerhöchsteProposiliouöDeerel vom 9. August

Sttaßc,wc,wall!nui,^.^ ^ ^.^ Referat über das vom Provinzial-Vcrwaltungsrath vorgelegte Regulativ über die
^ Verwaltuug der Straßen.

<^'/ Referent AbgeordneterMünster.
^' Der IV. Ausschuß beantragt, das hohe Haus wolle beschließen:

mio ^crcnwn'ng der 1) Die bisher getrennt verwalteten BczirtsstraßcuH>erbäudewerden von dem
uersch,cdc„enBezirk . ^,„ P^oviiizial^Venvaltliugsrath mit der Köuiglichcu Staatsregiernng näher zn ver-
stui,,«, ^«xu, c n einbareudeuTcnnine zu einem Proviuzialstraßeu-Verbaudmit der'Maßgabe zusammen^

P«U!NZ !,! ^lneu , , " . , ^, , " ^.
^n„z,s. gelegt und vereinigt, daf; jeder bisherige Verband sein Vermögen resp, seine Schnlden

behält, von denen ersteres dem betreffendenVerbände zu Gute kommt, letztere dem
betreffendenVerbände zu einer Abtragung in den nächsten10 Jahren verbleiben.

2) Die vereinigtenBczirksstraßeu und bisherige,! Staatsstraßen werden zu einer
ciuhcitlichcu Verwaltung unter dem Rainen „Provinzialstraßen" vereinigt. .

!y Die bisherigen Vezirksstraßeu Zuschläge fallen von dein vom Proviuzial-Ver-
waltuugsrathe festzusetzendenTermine, jedenfalls aber vom 1. Januar 187? au weg,
und werden die Mittel für Uuterhaltung, welche nicht durch oic Dotation aufgebracht
werden, mit den übrigen zu Provinzial-ZweckcnerforderlichenKosten nach dem gesetzt
lichcn Modus vertheilt.

4) Daß mit dein Tage der Uebernahmeder ehemaligenVezirksstraßeuauf die
Provinzial-Verwaltuug die Barrieren uud Brückengelderwegfallen.

Der Marsch all eröffnet über diese vier Anträge die Oeueraldistussiou.
Der Abgeordnetevon Eynern bemerkt, daß zwei Landtage es abgelehnt hätten auf die

Zusammeuleguugder Bezirks-Straßeu einzugehen und daß die damals bestimmeud gewesene» Gründe
gegen die Zusammenlegungzum Theil noch bestäudcu. Damals habe die Verwaltung der Bezirks^
Straßen noch in den Händen von fünf Regierungen verbleibensollen, wodurch ein einheitliches
Verfahren nicht zu ermöglichen gewesen wäre. Das sei jetzt anders geworden, indem eine einheit¬
liche Verwaltung geschaffenwerde. Was nun die frühere Bestimmung bezüglichder Pflasterung
der Vezirksstraßeuanbelange, so werde diese jetzt nicht mehr aufrecht zu erhalte« sein, da die den
Ortschaften auferlegtenLeistungen sich mit dem gegenwärtigenGesetz nicht mehr vertrügen.

AbgeordneterDietze wünscht Aufklärungdarüber, ob der nuumehr entstehende Gegensatz
zwischen Staats- und Bezirksstraßen, bezüglich der Pflastcruug, im Ausschüsse zur Sprache ge¬
kommen sei.

Der Referent erklärt, daß der Ausschuß hierauf nicht eingegangensei, uud er würde
cö auch uicht für passcudgehalten haben, über einen kurz vorher von dem hohen Hanse gefaßte»
Beschlußwieder in Diskussionzu treten.

Abgeordnetervon B önninghausen bemerkt, das Reglement sei bloß eine Vorschrift
für die Eommissaricngewesen.



Abgeordnetervon Eynern: er habe keinen Antrag gestellt ans Aufhebungder früheren
Bestimmungen, er hege aber die Erwartung, daß die spätere Wcgegcsetzgebnngseinen Bemerkungen
Rechnungtrage» werde. Im Uebrigeu sei die betreffende Bestimmung über Pflasterung keine In-
strnction für die Wegecommissare gewesen, sondernhabe als ein aufgestellterGrundsatzgegolten.

Der Marschall schließt die Gencraldisknssion nnd es wird znr Verlesungdes Regulativs
übergegaugen.

Regulativ
betreffenddie zlereinignny der in der illieinnrouinz bestehenden BesirliLstraßeiifond« und der Fond«

znr Unterhaltung der Staatsstraßen m Einem ^nminiialstraßenfand«.

Gegen die Ueberschrift findet sich nichts zu erinnern.
Der Marsch all stellt den 8. t M' Distussiou.

Die seither uach dem revidirten Negleiuentvom 15. September 1855 verwaltetenBezirks'
straßenfoudsder Rbeinproviuz, sowie die nach dem Gesetze über die Dotation der Proviuzial nnd
itrcisverbänbe vom 8. Juli 1875 für die Verwaltung und Unterhaltung der Staatschansseecucin-
schließlichder kosten der Besoldung uud Pensionirnng des für die obere Leitung der Neu- und Unter«
haltungsbanteu, so>oie für die Beaufsichtigungder Ühausseecu neu anzustellenden, beziehungsweise
schon vorhandenen Bcamtenpcrsouals gewährten Fonds werden vom I. Januar 1876 ab, mit
Nktivis uud Passivis, unter der iu ß. 8 »linLll 2 dieses Regulativs vorgesehenen Eiuschräutung,
zu einem Provinzialstraßeufondsvereinigt. In diesen Fonds fließen auch die von deu Proviuzial-
straßen anfkommendeu ?tutzuugcu.

Bou demselben Zeitpunkte ab erfolgt
1) die Unterhaltung derjenigen Straßen, welche bisher für Rechnung der Bezirks-

straßenfoudsunterhalten worden sind und
2) derjenigen,welche die Provinz zufolge des Dotationögesctzcszu unterhalten hat;
.°y der Neu« und Umbau solcher Straßen;
4) die Gcwährnug von Beihülfe« und Prämieu zum Straßenbau in der Provinz,

einschließlichder dein Staate bisher obliegenden Leitung der Neu- und Unterhallungs
bauten hinsichtlich der chaussirten uud uuchcmssirteuStraße« außer den Staatsstraßen

fNr Rechnungder Provinz aus dem ProviuzialstraßeufoudS.
Die vou der Provinz zur Unterhaltung übernommenenStraßen heißen fortan Provin-

zialstraßen.
Der ß. 1 wird angenommen.
Der Marsch all stellt den 8- 2 znr Discussiou.

§. 2.

Die Aufnahme einer Kunststraßeunter die Zahl der Provinzialstraßen erfolgt durch Be¬
schluß des Provinzial-öcmdteigs.

In gleicher Weise kann die Eigenschaft einer Provinzialstraße wieder aufgehoben werden,
bei den bisherigen Staatsstraßen jedoch nur mit Genehmigungdes Oberpräsidentcn.
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Dauert das Bedürfniß zur Erhalinng der aus der Zahl der Provinzialslraßen ausge¬
schiedenen Wege oder einzelner Theile derselben für den öffentlichen Verlehr fort, so tritt die
gewöhnliche Wegebaulast nach den hierüber bestehenden allgemeinen und besonderen Bestimmungen
wieder ein.

Das Hliuoa 1 wird ohne Dismssion angenommen.
Zu lllinL», 2 beantragt der Abgeordnete ^5eul die Worte zu streichen:

„bei den bisherigen Staatsstraßen"
und motivirt derselbe seinen Antrag.

Der Abgeordnete Wachter spricht für Beibehaltung der vorliegenden Fassung, lieber
die Staatsstraßen habe die Regierung eiu erworbenes Recht, aber nicht über die Bezirlsstraßen.

Der Referent empfiehlt die Streichung ans praktischen Rücksichten. Von einer Auf
hebnug würde dein Herru Oberpräsideuten Mittheilung zu machen sein und derselbe werde gegen
die Aufhebung retlmuircu, falls ein Staatsinteresse au der Beibehaltung vorhanden sei.

Abgeordneter Freiherr von Ey n alten. Er tonne keine Veranlassung finden, die Eom<
petenz des Oberpräsibcnten zu erweitern.

Der Abgeordnete Freiherr von Solemach er richtet die Frage au den Referenten, ob
letzt zur Aufhebung einer Bezirtsstraße die Genehmigung des Oberpräsidcntcn nothwendig
gewesen sei.

Diese Frage wird vom Referenten bejaht.
Der Abgeordnete von Ehnern bemerlt, bisher sei die Bestätigung durch Sc. Majestät

nothwendig gewesen. Es sei zweckmäßig, den betreffenden Gemeinden eine Instanz zu gönnen.
Abgeordneter Mund. Die Frage, welche Straßen Prooiuzialstraßen sein sollen, habe in

Zntnnft der Landtag zu eutscheiden; es werde freilich ein Unterschied zwischenStaats- und Bezirks-
straßeu bleibe«. Daß die Aufhebung einer Staatsstraße der Genehmigung des Obcrpräsidenten
unterliegen müßte, fei so ;u sagen kontraktlich festgesetzt. Die Ausdehnung dieser Genehmigung
auf die Bezirlsstraßen entspreche nicht der Selbstverwaltung.

Der Abgeordnete Freiherr von Solemach er beantragt folgende Fassung:

„In gleicher Weise kann dir Eigenschaft einer Provinzialstraße wieder anfgehoben
werden, hinsichtlich der am 1. Iannar l«?<> bestehenden jedoch nur mit Genehmigung
des Oberpräsidcnten."

Abgeordneter Vremig. Der Landtag dürfe nicht weiter gehen als die Königliche Pro-
Position, Die Motive zu ß. 2 führten ans, warum der Provinzial-Landtag allein über die
Bezirtsstraßen verfügen folle. Das Dotatiouögesetz habe auf jede Eiuschränknng verzichtet.

Der Referent beantragt die Annahme des Antrages Seul. Nach seiner Information
zweifle er, baß das Reglement fönst die Bestätigung der Staatsregiernng erhalten werde.

Der Abgeordnete Wachter hebt den Unterschied zwischenStaats- und Bezirksstraße hervor.
I» der Sitznug des Vcrwaltungsraths habe der Obcrpräsideut selbst sich nur die Einwirtnng ans
die Staatsstraßen vorbehalten.

Der Marsch all bestätigt die Angaben des Referenten. Er sei ermächtigt mitzutheilen,
daß die Genehmigung iu der vorgeschlagcucu Fassung Schwierigkeit finden werde.

Der Abgeordnete von Eynern erklärt sich gegen den Antrag des Abgeordneten von
Solemacher. Hierdurch würden fogar drei Klassen von Straßen entstehen.

Der Abgeordnete Freiherr von Ehnatten toustalirt, daß anch dadurch eine Eompetenz'
Erweiterung des Oberpräsidcnteu geschaffen werde.
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Abgeordneter Wachter, Der Antrag deß Freiberr» vo»ol Gemacher habe für ihn keine»
Werth. Die vom 1. Januar e, an zu bauenden Straßen würden sehr nöthig sein, so daß an
deren Aufhebungnicht gedacht «werden tonne.

AbgeordneterBremig. Dureb das Dotationsgesetzhabe Se. Majestät ans die Präro-
gative verzichtet und er könne nicht einsehe», warum man dieselben ans einen Ander» übertragenwolle.

Der Marsch all schließt die Diskussionnnd bringt zunächst den Antrag des Abgeordneten
Tenl als den weitgehendsten zur Abstimmung.

Der Autrag Seul wird abgelehnt. Hierauf wird der Autrag des Abgeordneten Freiherr
von Sole», ach er zur Abstimmunggebracht.

Der Autrag wird ebenfalls abgelehnt. Das lüiii^ 2. des ß. 2 wird in der vorlie¬
genden Fassung angenommen.

Das .".. nlincül des 8- 2 wird ohne Diskussion angenommen nnd damit der ganze 8- 2
in der von dem Provmzial-Vcrwaltmigsrathe vorgelegte»Fassung.

Der M a rscha < I stellt deu 8. 3 zur Diskussion.

5 3.

Die Proviuzialstraßen erhalten der Regel nach eine Breite von 7,5 Meter, ansschlicßlick
der Grabe», und eine Vefestigungsdecke vou 5 Meter Breite. Die Steigungen derselben dürfen
nicht mehr als 50 Zentimeter auf 10 Meter ttcmgc betrage» und müssenbei läiigereuHöhe»'ügeu
auf je !!00 Meter Väuge nm einen Theil dieses Maximums bis zu 40 Ccntimctervcrmiudcrt»'erden,

Abweichuugeu hiervon könne» nur uutcr außergewöhnliche» Umstände» durch Beschlußdes
Proviuzial-Vaudtageszugelassen werde».

Der Abgeordnete Graf von Spee beantragt hinter der zweiten Zeile nach dem Worte
„dürfe»" hinzuzufügen i

„bei »eu «»zulegende» Straße»".
Der Marsch all erklärt, daß das Regulativ teiuc rückwirkende Kraft haben werde.
Der Abgeordnete Freiherr von Solemach er bemerkt, daß i» dem tz. l! das Wort

„vermindert" darauf hi»de»tr, daß die bestehende» Straße» cbe»falls durch das Regulativ berührt
würde».

Der Abgeordnete Ncusch erklärt sich gegen deu Autrag des Abgeordnete» Grafeu vo» Spee
Es wäre» viele Staatsstraßen mit zu starten Stcigmigc» vorhanden.

Der Referent hält den Zusatz für ungefährlich. Sollte» Straßen z» große Steigmgc»
habe», so würde» spezielle Anträge Berücksichtigung fiudeu.

Der Marsch all bringt das Ameudement des Abgeordnete«Grafen von Spee znr Ab-
stimmungund wird dasselbe angcnommeu.

Hierauf ist das erste u,linen, des 8- 3 mit dem Amc»deme»ta»gc»omme».
Das zweite »liiwü, des H. 3 wird uiweräudcrt a»ge»omme».
Der Marsch all stellt deu ij. 4 zur Discussion.

Auf die Proviuzialstraßeu fiuden alle gesetzlichenVorschriftenAnwendung, welche für die
Staatsstraßen der Provinz bestehen.

Die Erhebung von Ehausseegeldfiudct vou, 1. Januar 1876 ab auf deu sämmtliche»
Provmzialslraße» »icht mehr statt.

Das g,linou, 1 des 8> 4 wird »»verändert augcnominen.



Der Referent bemerkt, daß zu liliuuu. 2 des l<- 4 der Ausschuß folgenden Zusatz
vorschlage:

„Die Erhebung von Chanssee- nnd Brückengeld von solchen Brücken, die einen integrirenden
Theil der Proviuzialstraßcn ausmachen,"

nnd er, Referent, halte noch folgendenZusatz für nothwendigdahingehend:
„unbeschadet der Rechte dritter Personen".

Der Abgeordnete Mnnd erklärt sich gegen diesen Zusatz. Wo solche unglücklichen Servitnte
noch vorhanden seien, müßten dieselben abgelöst werden.

Der Referent bemerkt, es würben zu große Entschädiguugsfordcruugeukommen. Es
stehe nichts im Wege hernach zu unterhandeln.

Abgeordneter Maas: In seiner Gegend beständenConcessionen zu Nrückeugeldcruauf
Staatsstraßen und es würden viele Prozesse hervorgerufenwerden, wenn man nicht den Zusatz
annehme, ,

Der Abgeordnete von Eyuern hält diesen Zusatz für überflüssig.
Der'Abgeordnete Vremig ist aus practischeu Gründen für den Zusatz, um Auseinander'

setznngen zwischen dem Publikum und den Berechtigten vorzubeugen.
Der Abgeordnete Maas macht darauf aufmerksam, baß auch einzelne Communen das

Recht zur Erhebung von Brückengeld besäßen.
Der Marsch all erklärt, daß juristische Personen in dem Zusätze einbegriffen seien.
Der Abgeordnete Freiherr von Pleite nberg beantragt, zu sageu:

„unbeschadet der Rechte der Communenund der Privatpersonen,"
deuu sonst tonne auch der Staat mit Entschädignngsfordcrungeukommen.

Abgeordneter Mund: Insofern der Zusatz eine Handhabe sein solle, nm sich gegen
exorbitante Forderungen zu schützen, schließe er sich dem Autrage au.

Der AbgeorduetcBrcmig schlägt vor, allgemein zu sagen:
„unbeschadet der Rechte Dritter".

Bei der Abstimmung wird der Autrag Bremig, uud hiernach das !rlinc>n, 2 des 8- 4
in folgenderForm angenommen:

„Die Crhcbung von Chausseegeld nnd Brückengeldvon solchen Brücken, die einen inte-
grirendeu Theil der Proviuzialstraßcu ausmachen, findet vom 1. Januar 18?l> ab
auf den sämmtlichen Provinzialstraßeu nicht mehr statt, unbeschadet der Rechte Dritter".

Der Abgeordnete Freiherr von Hhinmen beantragt und motivirt zu 8- 4 fol¬
genden Znsatz:

„diejenigenGemeinden,welche jetzt im Ausban von Straßen zu Bezirksstraßeubegriffe»
sind, werden von dem Bau resp, vou der Beschaffung von Loyalitätenzu den Barrieren
entbunden."

Dem AbgeordnetenScul erscheint es als selbstverständlich, daß wenn keine Barriere»
geldcr mehr erhoben werden, die Gemeinden cmch nicht mehr nöthig haben, derartige Localitäten
zn bauen.

AbgeordneterWachter: Cs scheine ihm nicht richtig, eine solche Bestimmung ins Regu¬
lativ aufziünchmeu.

Der Marsch all ist derselben Ansicht. Es tonne am Schlüsse des Regulativs gesagt
werden: der Landtag ermächtige den Provinzial-Berwaltnngsrath den Gemeinde» die betreffende
Mittheilung zu machen.

Er werde auf den Antrag am Schlüsse der gegcuwärtigenBerathung zurückkommen.
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Der Abgeordnete Ientges beantragt noch eine rcdactioncllcAenderung,
Der Marschall erklärt, daß die« nicht mehr zulässig sei.
Der AbgeordneteFreiherr von Solemach er macht die thalsächlicheBcmerlnng zn

8- l, daß durch Annahme des aliuLu, 1 des 8 4 nunmehr festgestellt sei, was mau vorher abge¬
lehnt habe, nämlich daß bei Aufhebungjeder Provinzialstraßedie Geuehmiguugdes Oberpräsideuteu
nothwendigsei,

Ber Marsch all stellt den 8- 5 zur Discussion.

8- 5.

Die Verwaltung der Proviuzialstraßeufondsgeht am 1. Januar 187N, die Verwaltung
der Straße»- uud Wegcbauaugclegcnhcitcuan einem von der Staatsregieruug uud dem Proviuzial-
Verwaltungsrath näher zu vereinbarendenZeitpunkte, womöglich innerhalb des Jahres 18?«», an
den Proviuzial-Vcrwaltungsrath und feine Organe über uud erfolgt »ach Maßgabe der für die-
selbe» erlasseneu Geschäfts-Iustructioneu. Behufs örtlicher oberer Leitung und Verwaltung des
Straßeuwcscns wird die Provinz uuter möglichster Berücksichtigung der KrcisEiutheiluug derart iu
Insveetions-Bezirtegetheilt, daß der Regel nach 50 bis 60 Straßenmcilcn auf eiuen Inspectious-
Bezirk kommen, Deu Inspections-Bczirten werde» technischeBeamte vorgestellt, welche nach den
Anforderungendes Staates als Baumeister ausgebildetfind. Dieselbenwerden gleichzeitig mit der
bautcchnischcu Beaufsichtigung und Verwaltung der i» dein betreffende» Bezirke befindliche» Pro-
Vinzial-Institutebeauftragt.

Die Stelleu der für die Wahruehmuug der Straßcn-Vcrwaltuug erforderliche»Beamten
werde» nach Zahl, Dicnsteinnahme und Art der Befetznng(auf Lebenszeit, Zeit oder Kündigung)
auf Vorschlagdes Provinzial-Vcrwaltungsraths durch deu Haushalts-Etat bestimmt.

Die Besetzungder Stellen erfolgt durch deu Provinzial-Vcrwaltnngsrath auf Vorschlag
des Laudes-Directors, beziehungsweise durch Letzteren in Gcmäßheit der Geschäftsordnungfür den
Provinzial - Verwaltnngsrath und den Landes-Director. Ingleichen werden die (5hausseewärter
angestellt.

Für die Pensionirung der Beamten gelten die Bestimmungendes Pensious-Reglcmeutsfür
die provinzialstäudischen Beamten.

Die Beamten werden von dem Landes-Directoroder einem von ihm hierzu beauftragte»
anderen Beamte» i» ihre Aemter eingeführt und vereidct. Sie erhalten ihre Geschäfts Instruttionen
durch den Provinzial-Verwaltnugsrath.

Hinsichtlich der Dienstvergehender Beamte» und deren Bestrafung findet das Gefetz über
die Dienstvergehcn der nicht richterlichenBeamten vom 21. Juli 1852 Anwendung. Bio zur
gesetzliche!,auderweiten Regelung der Diseipliuar-Bcfuguisse der ständischen Behörden ist den Be¬
amten die vertragsmäßige Verpflichtungaufzucrlegeu, sich für deu Fall der Vcrletzuugder Dienst¬
pflichten die Festsetzungvon Geldbußen bis zu 30 Mark seiteus des Provinzial-Verwaltungsraths
und Laudes-Dircctors und bis zu 9 Mark seitens der WcgebamInsveetoren nnd die Einbehaltung
lolcher Geldbußen vou dem Gehalte gefallen zu lassen.

Der 8- 5 wird ohne Diseussiouunverändert augcuommen.
Der Marschall stellt deu 8- 6 zur Discufsion.

8. 0.

Der Gcfaimutbetrag der jährlichen Verwendungen für die im 8- 1 bczeichucten Zwecke
wird vom Provinzial-Landtagemittelst des Fiuanz-ütats bestimmt.
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Innerhalb dieses Gcsammlbetrages erfolgt die Bewilligung der Neuban- uud Unter¬
haltungskosten,beziehungsweise der Beihülfen und Prämien au die einzelnen(Gemeinden uud Eor-
porationen, sofern der Provinzial-^andtag nicht einzelne bcstinunteBewilligungen selbst beschließt,
durch den Provinzial Verwaltnngs-Nath unter Berücksichtigungder von der Staats Behörde vor
Erlaß des Dotatious-Gesetzcs ertheilten Zusagen vou Zuschüsse» uud Prämien, sowie nach dem
Bedürfnisse des Verkehrs, beziehungsweisefür die einzelnen Proviuzialstraßeu nach Maßgabe des
Bedarfs,

Der Neferent bemerkt, daß der Ausschußvorgeschlagen habe, in dem 2. ü,>in^ des
ß. 6 in der dritte« Zeile das Wort „eiuzelne" zu streichen.

Der Abgeordnete Dietze giebt anheim, ob es sich nicht mehr empfehle, in derselben
Zeile statt des Wortes „einzelne" das Wort „bestimmte"zu streiche».

AbgeordneterFreiherr von P leiten borg: Der Ausschuß habe auszudrücken gewünsch!,
daß der Landtag ein allgemeinesBewilligungsrechthabe.

Bei der Abstimmungwird der tz. l» mit der vou dem Ausschussebeantragten Modificalion
augeuommeu.

Der Marschall stellt dcu tz. ? zur Discussiou.

8- 7-

lieber die sämmtlichenin einer Etatspcriodc aus dcu ProviuzialstraßeuFonds gewährten
Beihülfen und Prämie» zum Straßenbau hat der Provinzial-Vcrwaltuugsrath dem Proviuzial-
Landtage eiue Uebersicht vorzulegen,welche den Fortschritt des Baues und die Aufwendungenresp.
Vcistuugeu der Gemeindenuebeu den Zuschüsse« aus dem Proviuzial-Fouds ersichtlich macht.

Der 8- ? wird ohue Discussiou unverändert augeuommeu.
Der Marscb/all stellt den 8- « zur Discussiou.

Die Koste» der Erfüllung der Vcrpflichtuugcu der Provinz im Straßcnwcse» <H. l)
werden zunächst aus dcu Eiuuahmcu des Fouds bestritte». Soweit diese Eimiahmen nicht zu¬
reichendsind und auch eiue ausreichende Quote der »ach H. 1 des Gesetzes vom 8. >^uli 1877,
gewährte» Provi»zial-Dotatious-Ne»te zur Fürsorge für deu Neubau von chaussirtcnWcgen und
Unterstützungdes Gemeinde nnd Krciswcgebaucsnicht verfügbar ist, wird die Bcdarfssnmme nach
Maßgabe der directcn Staatsstcncrn nnd zwar nach der Grimd-, Gebäude-, «lassen-, classificirtcn
Einkommen und Gewerbe-Steuer, jedoch mit Ausschlußder 2teuer vou dem Gewerbe-Betrieb im
Umherziehe»auf die Kreise und Gemeindcnucrthcilt und letzteren die Äufbriuguug durch Aufuahmc
iu den Gemeinde-Haushalts-Etat iiberlassen.

Die am l. Januar 18?«» vorhandenen «apitalbestände und Uebcrschüsse der einzelnen
Be;irtsstraße»fo»ds, beziehungsweisedie Schulde» derselben verbleibenden Kreisenuud Gemeinden
des betreffenden Bezirks dergestalt zur Entlastung beziehungsweise zur ^ast, daß die Bestände uud
Zinsen der ctwa bcibchaltcmc» Capitalien dcm bctrcffcndcn Bczirte ans die Umlage aufzurechnen,
die zur Verzinsungund innerhalb 10 fahren zn bewirkenden Amortisationder Schulden erfordere
liehen Summen dagegender Umlage zuzufetzc» sind.

Eine Belastung der Provinz für Straßen nnd andere Zwecke der Verwaltung über 25"/»
der gcsammtendirectcn Staatsstcncrn uutcrliegt der Geuehmignug dcr Minister des Innern rind
der Finanzen.
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Der Referent erklärt, daß der Ausschnft in dem ersten -Uinel», des tz. 8 die Streichnng
folgender Sahe beantrage:

„nach Maßgabe der directcn Staatssteuern" bis „im Umherziehen", fowie bei: Schluß.
Passus: „und letzteren die Aufbringung durch Aufnahme in den Gemeinde Haushalts-
Etat iiberlasfeu."

ferner solle ein Matz gemacht werde« hiutcr dem Worte „Bcdarfssnmme":

„als integrirender Bestandtheil der gefammten Provinzial-Umlagcu auf die Kreise uud
Gemeinde» vertheilt."

Der Abgeordnete Maas bemerkt, so gut wie die Gruud- und Gebäudesteuern tönnteu
auch ,<och andere Steuern als Eisenbahn- nnd Bergwerlssteucru herangezogen werden; er beantrage,
die Vertheilnng nach Maßgabe der Klassensteuer- und klassifizirten Eiutommenstener zu verordnen,

Abgeordneter v. Heister: Es sei dies ein principieller Autrag, Obgleich er dem
Princip beistimme, fo muffe er doch dem Antrage entgegentreten, da die Erledigung nicht in dem
gegeuwärtigeu Ncglemeut, sondern in der ucuen Provinzial-Ordunng gesucht werde» müsse.

Der Abgeordnete Dictze schließt sich der Ansicht des Vorredners au.
Der Abgeordnete Maas zieht seinen Antrag zurück.

Der Abgeorducte Bremig spricht sich für die unveränderte Aunahme des vorliegenden
Entwurfes aus.

Der Abgeordnete Freiherr v. Sole mach er hält es für praktisch, dem Antrage des
Ausschusses beizustimmen.

Der Referent beantragt seinerseits, den ersten Paffns:

„nach Maßgabe" bis „im Umherziehen" nicht zu streichen, dagegen den erwähnten
Schlnßpafsns zu streichen uud dcu von dem Ausschüsse bcautragtcu Zusatz einzuschalten.

Der Abgeorducter v. Eyucrn beantragt den Schlußsatz auch steheu zu lassen.
Der Abgeordnete Freiherr von Hymmen erklärt sich für den Autrag des Ausschusses.
Abgeordneter Dietze: Der Schlußsatz passe nicht für alle Gemciudeu, z.V. paffe er

auf Elbcrfeld nicht, wo die Steuern durch direkte Umlagen aufgebracht würden.
Der Abgeordnete Freiherr von Plettcubcrg ist der Ansicht, daß die vorliegende

Fassung nicht präjudicire, wie die Gemeinden ihre Quotcu aufbriugeu wollte»; dies sei dereu Sache.
Abgeordneter Bremig: Der §. 8 cuthalte die gesetzlichenBestimmungen. Der Zufatz

des Ausschusses habe teiue Bedeutung und er beantrage die Annahme der Vorlage.
Der Marsch all schließt die Discnssion »nd bringt den Antrag des Ausschusses zn dem

ersten u,Uu6n, des 8- 8 M Abstimmung.
Der Antrag des Ausschusses wird augenommeu und somit sind die übrigen An¬

träge erledigt.
Das zweite lliüiuli, des 8- « wird einstimmig angenommen.
Der Abgeordnete Graf zu Stolbcrg beantragt das dritte alinea des tz. 8 zu streichen

da diese Bestimmung nicht iu das Regulativ gehöre.
Der Abgeordnete Bremig erklärt sich gegen die Streichung dieses lUiiwll, dasselbe sei

nur zur Verdeutlichung aufgenommen nnd es enthalte die gesetzliche Bestimmung.
Bei der Abstimmung wird der Antrag des Grafen zn Stolbcrg abgelehnt und das dritte

lUin«li iu der vorgeschlageucu Fassung angenommen.
Der Marsch all stellt den tz. V M Discnssion.



8, 9.

Die für die Verwaltung des Provinzialstraßeufonds,insbesondereauch die für das Cassem
und Rechnungswesenbei den Localstcllen erforderlichenEinrichtungenwerden durch deu Provinzial
VerwalliingsRath getroffen.

Die Eentralverwaltuug der Fonds erfolgt durch die provüizialständische Hauptlasse nach
dein für dieselbe erlassenenEassen-Reglemeut.

Der tz, u wird ohne Discnssionin der vorliegendenFassnng angeuoinmen.
Der Marsch all stellt deu ß. 10 zur Discussion.

§. 10.

lieber die Einnahmen und Ausgaben des Straßenfonds ist eine jedes ilalenderjahr um-
fassende Rechnung nach den bestehenden Vorschriftendurch die Eenlralcassczn legen, von, Provinzial
Verwallnngs Rathe vorzurevidirenund dein Prooinzial Landtage zur Schlußprüfllng und Decharge
vorznlegen.

Der Z. 10 wird unverändert angenommen.
Der Marfchall stellt den tz. 11 zur Diskussion.

Die Uebernahme der Kreisstraßen des Kreises Wetzlar auf den Proviuzialstraßenfouds
bleibt künftiger Regnlirung vorbehalten. Bis zur Uebernahme werden die Gemeinden des Kreifcs
Wetzlar von der im 8> 8 vorgefehenen Umlage znm Provinzialstraßenfouds befreit.

Der Ausschuß schlägt zu 8- 11 die Fassung vor, den Kreis Meiseuheimmit eiuzm
führen, der in gleicherVage wie der Kreis Wetzlar sei.

Es entspinnt sich hierüber eine längere Diseussion,deren Resultat ist, daß leine amlliche
Auskunftbezüglich des Kreises Meiseuheimvorliegt.

Der Marschall bringt den Autrag des Ausschusseszur Abstimmung, derselbe wird
abgelehnt, und die ursprünglicheFassnng des 8- H angenommen.

Dir Marsch all stellt deu 8- 12 zur Discnssion.

ß. 12.
Gegenwärtiges Reglement tritt mit dem Tage der Genehmigung der Ressort Ministerien

mit der Maßgabe in Kraft, daß die StraßcwVcrwaltung der Provinz bis zn den, in 8- "' angl>
gcbenen Zeitpunkte des Uebergauges iu die prouinzialständische Verwaltung durch die Organe der
Staatsverwaltung iu bisheriger Weise fortgeführt wird.

Bis zur Aufstellungneuer Straßen-Uutcrhaltuugs-Etats :c. bleiben die bestehenden Etats
i» Kraft.

Für dir behufs Uebernahme der Verwaltung des Straßeuwcsens anzustellendenobere»
Äcamtcn zur örtlichenLeitung und Verwaltung der StraßemAugelegenheiteu wird ein besonderer
Äesoldungs-Etat aufgestellt.

Das erste ^linea des H. 12 wird ohne Discnssionangenommen.
Zu lllinLll 2 stellt der AbgeordneteFreiherr v. Solcmacher die Frage, ob die Vei^

schlage zn den Vezirtsstraßen bestehen bleiben, ober allgemeine Umlagen ausgeschrieben werden sollen.
Der Referent beantragt, den Provinzial Vcrwaltungsrath zu ermächtigen, die fehlenden

Mittel nach Erschöpfungdes Dotationsfonds aus den vorhandenen Beständen der Provinz z»
entnehme», oder einen angemessenen Theil den Zuschlägenzuzusetzeu.
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Abgeordneter v, Eynern: Die nöthige Bestimmuug finde sich im Dotationsgesetz.
Hiernach müsse der Vcrwallungsrath die Umlagen macheu.

Abgeordneter Freiherr v. Solemach er: Ueber die Bezirksstraßeu sei im Dotations-
gesetz nichts vorgesehen, es sei also eine besondere Ermächtigung nöthig.

Der Abgeordnete Nichter beantragt als Zusatz zn aline» 2:

„und wird der Verwal-tungsrath autorisirt, etwaige Mehrkosten nach §. 8 umzulegen".

Der Abgeordnete Freiherr u. Sole mach er stellt folgenden Antrag: zn dem zweiten
u!m«ll, hinter den Worten „Straßeu-Uuterhaltuugs-Etat" zn sagen: „bleiben die bestehenden Etats
für die Ausgabe iu Kraft uud wird der Proviuzial-Verwaltuugsrath hierdurch ermächtigt, bis zur
Aufstellung neuer Etats die zur Deckung der Ausgabe erforderliche» Beträge uach 5. « zu
beschaffen.

Der Referent zieht seinen Antrag znriick, ebenso der Abgeordnete Nichter.
Bei der Abstimmung wird der Antrag des Abgeordneten Freiherrn v. Solemacher an¬

genommen, und demnächst mit diesem Antrage das zweite aUiioli des 8- 12.
H,iiuoll "> wird unverändert angenommen.
Demnächst bringt der Marsch all das Regulativ mit deu bcschlosseueuModifieatioueu

und somit auch die Anträge des Ausschusses im Ganzen zur Abstimmung und wird das Ganze
angenommen.

Der Marsch all kommt auf den von dem Abgeordneten Freiherr» von Hhmmen gestellten
Antrag zurück.

Der Ncfercut beantragt folgende Resolution zn fassen:
„den 5>errn Ober-Präsidenten zn bitten, durch die Regierungen die Gemeiudcu zu
benachrichtige,!, daß die vou ihueu zu erbauenden Ehansseehänser durch die heutige,,
Beschlüsse des ^audtages, betreffend die Aufhebung der Barrieren nicht mehr erforderlich
seien, nud daß den Ehausseegeldcmpfängern möglichst bald, jedenfalls vor dein 1. October
er., gekündigt werden möchte."

Der Abgeordnete Freiherr von Hymnien erklärt sich damit einverstanden.
Der Marsch all bringt die Nesolntion zur Abstimmung uud wird dieselbe eiustimmig

angenommen.
Nach einer viertelstündigen Pause wird die Sitzung wieder anfgcuommen.
Referat des IV. Ausschusses, bctreffeud Gewährung einer Znschußsumme von 29,20N Mark Zuschuß zum Vai,

ZUM Bau einer Brücke über die Blies bei Saargemünd für die Gemeinden Änersnmchcr uud der Blicsbrilckcbe,
Nilchiugeu im Regierungs-Bezirk Trier. Saar<,emiwd,

Referent Abgeordneter von Bönnigh ausen: der Ausschuß ist wegen UnVollständigkeit
der Acten nicht in der r^age zn beschließen, und trägt mit dem Hinweis, daß hier mehr ein staat¬
liches wie provinzielles Interesse vorzuliegcu scheine, darauf au; das hohe Haus wolle beschließen,
daß die hu. Angelegenheit dem Proviuzial - Vcrwaltmigsrathc zur sorgfältige,, Prüfung ,,»d
Erledigung überwiesen werde.

Der Marsch all stellt den Antrag des Ausschusses zur Discussiou uud briugt denselben,
b" sich Niemand zum Wort meldet, znr Abstimmung.

Der Antrag des Ausschusses wird eiustimmig angenommen. uel>er.,abme»°„ «,
Referat des IV. Ausschusses, die Uebernahme mehrerer GeineuideEhansseen im ^giernngs s^^,Straßen,

bezirk Düsseldorf auf den Äezirksstraßenfonds betreffend. Nessierungsbezirle

Referent Abgeordneter Mund. Bezirtsstraßeufonds
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H. Im Kreise Essen.
1) Den Comnmualwegvon Stub durch die Gemeinden Ueberrnhr, Veyfang und Kupfer-

dreh mit Abzweigungen von hier bis zur Äochnm-McttmcmnrrKreis-Grenze behnfs
Herstellung einer Verbindung mit Niernhof, einerseits und der Vilbert, Hefel-
Schwarzcucr-WerdenerChaussee aneercrseits.

2) Den Comnmnalweg von Schwarzen durch das Hcspcr-Thal über den Hefel nach
Vilbert.

i;. Im Kreise Mettmann.
3) Die Straße von Vilbert nach Vehlendahl.

Der Ausschuß beantragt die Uebernahmeder genannten Straßen auf den betreffenden
Straßeufouds, uach dem bezirksstraßenmäßigenAusbau derfelbeu,genehmigen zu »volle».

Die Anträge des Ausschusses werde» einstimmigangenommen.
Uebernahme der Referat des IV, Ausschussesüber die Aufnahme eines von Dornav über Düsfel nach

Straße u°"D°rnap M,McM) zu erbauenden chaussirtcn Weges in den ostrheinischen Vezirksstraßcu - Verband des Re¬
nach Wttlfrath au den , ,. . ^ ^„.. ^ , ,« ! , ^. ^ «^ ^^„^
Aezirlsstraßenfmlds,glerungsbezirts Duffcldorf. Referent: AbgeordneterW. Schuler.

Der IV. Ansfchußhält es für seine Pflicht, dem hohen Hause die Anfuahinc dieser Straße
in den betreffendenVerband zur Befürwortung zu empfchleu, da wohl sicher anzunehmenist, daß
der Staat die beantragte Prämie bewilligenwird.

Der Antrag des Ausschusses wird einstimmigangenommen.
Reglement über Ge- Referat des I. Ausschusses über das Seitens des Provinzial-VerwaltnngsrathS dein hohen
wcihrunssvon Litt- ßaMage zur Annahme vorgelegteReglement über Gewährung vou Entschädigungenfür polizeilich

schadlgmisscn für ^ rotztrantcr Pferde und lungentranteu >)NndvieheS in der Rheiuprovinz, zur
Tbdtmw'ro"^ ber Vorschrifteniin tz. «iN des Gesetzes vom 25. Juni l«?5, betreffenddie Abwehr
Pferde und Kmge»' und Unterdrückungvou Viehseuchen. Referent: AbgeordneterVremig.

trauten Nmduiehes in P^. Ausschuß glaubt dem hohe» Landtage die Auuahme des Autrages des Provinzial-
der Rheiuprouinz,zur ^^^^^^^ ^,^^. ^ fragliche Reglement in der von ihm vorgelegtenFassung zu genehmigen,
Ausfuhrmii, der Vu» ,,,.,, ^ ^ < ,, , < ^
fchr>ften nn8.S0deö v"1chlageu zu plleu.
Gesetzesuom 25. Juni Der Marsch all eröffuct über den 8- l des Reglements die Discussiou.
1875 betreffend die ^^. abgeordnete Richter frägt, ob nicht auch der Milzbrand mit hier anzuführen sei.
Abwehr und Unter^
driict'mia, uon Vieh- Der Referent bemerkt, daß hierüber in dein Hanptgesetz das Nöthige vorge-

senchen, s^hl'N sei,
-eB- Der 8- l wird unverändert angenommen.

^'^ Desgleichendie l?8- 2, 3, 4, 5., «, 7, «, !', Ilj, 11, 12, 13, 14.
Der War schall bringt hierauf das Regulativ im Ganzen znr Abstiunnuug und wird

dasselbe augcuommeu.
VerlÄnaernnc,der Referat des I V. Ansschusseö, betreffenddie Uebernahmeder Verlängerung der Schlebnsch

SchlebnschWiesdorfer z^z^^rfer Bczirksstraße bis an den Rhein.
BeMssiraße. Referent Abgeordneter Münster. Der Ausschuß hält sich für verpflichtet, das hohe

Haus zu bitteu, es möge beschließe»,daß die Aufnahme der 1338,6 Meter langen Straßenstrecke
vom Nheiu durch Wiesdorf bis znr königlichen Düsseldorfer Staatsstraße als eine Verlängerung
der SchlebnschWiesdorfcr Vezirlsstraße ans den betreffenden Straßenverband zur Genehmigung
Allerhöchsten Orts empfohlen werde.
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